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Ethisch einwandfreies Wirtschaften ge-

winnt im Brennglas der globalisierten

Mediengesellschaft zunehmend an Bedeu-

tung. Empörung verändert Märkte. Gut

vernetzte Aktivisten können Unternehmen

gehörig auf die Füße treten, wenn sie öko-

logisches, ethisches oder soziales Fehlver-

halten öffentlich machen. Beispiele gibt es

in Hülle und Fülle, wie der Boykottaufruf

von Greenpeace 1995 gegen das Versen-

ken der Shell-Ölbohrinsel Brent Spar. Wei-

ter der Kino-Film „Super Size Me“, dem

eine Empörungswelle gegen McDonald’s

folgte, weil Supermengen Fast Food fett

und krank machen. Jüngstes Beispiel ist

u.a. die Aufklärungsdokumentation des

US-amerikanischen Politikers Al Gore „An

Inconvenient Truth“ – „Eine unbequeme

Wahrheit“ – bei der es um die Klimakata-

strophe geht, die nur noch aufzuhalten ist,

wenn sich unser Umweltverhalten gehörig

ändert.

Unternehmen reagieren auf den zuneh-

mend kritischer werdenden Konsumenten

und Arbeitnehmer, für den die öko-sozialen

Aspekte des Konsums (Bio-Produkte, sozial-

verträgliche Produktionsbedingungen, Fair

Trade etc.) und des Kapitalismus („sau-

bere“ Unternehmenskultur, Transparenz

und Mitsprache etc.) eine immer größere

Rolle spielen, mit einer neuen Business-

Moral. Diese lässt sich unter dem Begriff

„Corporate Social Responsibility“ (unter-

nehmerische soziale Verantwortung) zu-

sammenfassen…

Fortsetzung auf den Seiten 4/5
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Corporate Social Responsibility: Freiwillige Verantwortung der Telekom

ver.di fordert: Beschäftigte nicht vergessen!
„Zukunft – Mensch – Umwelt“, unter dieser Überschrift verpflichtet sich die Deutsche
Telekom dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung. Sie verspricht die Balance zwischen
wirtschaftlichem Wachstum, hohen Umweltstandards und sozialer Verantwortung zu ver-
bessern. Doch die Realität sieht anders aus. Das Unternehmen muss sich die Frage gefallen
lassen, ob gute Arbeitsplätze nicht unter die soziale Verantwortung fallen und Nachhal-
tigkeitsparolen mehr dem Marketing als der Zukunft der Beschäftigten dienen.

Corporate
Social
Responsibility:
Business-Moral
oder Marketing-
trick



Berlin:
BeG Sen.
Mitglie-
dergr. Rei-

nickendorf/Wedding, FB 10/9/1, Jahres-
hauptvers. 19. März, 15 Uhr, Vereinsheim
BFC-Alemania 90-Wacker, Wackerweg 26.
Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treffen jed. 1.
Die. im Mon. 16 Uhr DGB-Haus, Bahnhofspl.
Eschwege: BeG Sen. PT Werra-Meißner:
Infos über Beihilfe, PBeaKK, private Pflege-
vers. 13. März, 14 Uhr, Gaststätte Rost,
Eschwege-Niddawitzhausen.
Idar-Oberstein: Sprechstunde der
BeG Sen. FB 9/10 am 1. Mo. im Mon.
14–16 Uhr im DGB-Haus, Wilhelmstr. 25.
Anmeldung bei Alfred Weis,
Tel.: 06785-17 444 oder 0171-263 41 53.

Kaiserslautern: BeG Sen. FB 9/10,
Seniorentreff mit Weinprobe am Mi. 12.
März; 15.30 Uhr, im ESC West, Vogel-
woogstr. 59. Anm. erbeten bei F. Staab,
Tel. 0631-70284, bis 28. Febr.
Kassel: ver.di BeG Sen. P/T, Jahreshaupt-
vers. 27. März, 14 Uhr, Eppo’s La Cantina,
Eugen-Richter-Str. 11, Referat zur Arzneimit-
teleinnahme.
Lübeck: BeG der TK/PK NL Nord, FB 9,
Bereich Lübeck. Treffen jeden 1. Do. im
Monat.16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,
Lübeck, Raum V153.
Neubrandenburg: BeG T Mitglieder-
vers. 25. Febr. 16 Uhr im PVier, An der
Hochstr. 4.
Neuss: BeG Sen. Sprechst. in der ver.di
Geschäftsstelle, Hammer Landstr. 5, Mo. 3.

März, 10–12 Uhr; Do. 27. März, 15 Uhr, Va-
ter Rhein, Dormagen-Stürzelberg, Oberst-
raße 4, Vorstand, VL, Mitglieder aus Dorma-
gen.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwa-
bach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do.
im Monat; 14.30 Uhr, Gaststätte „Zur Wald-
schänke“, Frankenstr. 199. 6. März Vortrag
der Nürnberger Kripo.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechstunde
mittwochs 11–12 Uhr; ver.di-Geschäftsstelle
in Offenburg, Hauptstr. 1c, auch telefonisch:
07 81/91 71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE Ulm Neu-Ulm
P/T, Monatstreff; 6. März; 14.30 Uhr,
„Krone“ in Söflingen.
Redaktionsschluss
nächstes Heft: 18. Feb. 2008!
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ie Hamburger City-Süd ist

eines der wichtigsten IT-

Ballungszentren im Nor-

den Deutschlands. Mit immer wieder

neuen Themen, die für die IT-Beschäftigten

aufbereitet waren, wurden die Wochen-

marktbesucherInnen angesprochen: Ar-

beitszeugnisse, Teilzeit/Elternzeit, Private

Nutzung von Internet oder E-Mail und vie-

les mehr. Die Aktion kam an. Neue Kon-

takte in die Betriebe sind entstanden. 20

ver.di-Mitglieder wurden geworben. Ruth

Follert, Mitglied des Landesbezirksfachbe-

reichsvorstandes, ist begeistert: „Solche

Aktionen müssen wir wiederholen. Damit

erreichen wir die Menschen“. Hans Wille,

Mitglied im Bundesfachgruppenvorstand

IT/DV, fasst zusammen: „Da sieht man, wie

Newcomer funktioniert. Wir gehen auf die

Menschen zu!“

Überzeugt hat das Engagement übrigens

nicht nur die Beschäftigten aus den umlie-

genden IT-Betrieben – zwei Kollegen, die

auf dem Markt arbeiten, wollten sich end-

lich auch organisieren und sind nun bei der

NGG. Bert M. Stach

T-Punkt-Beschäftigte

ver.di will
6,5 Prozent mehr Lohn
ver.di ist in die Gehaltstarifverhandlungen für
die Beschäftigten in den „T-Punkten“ (TPG) der
Deutschen Telekom mit der Forderung nach deut-
lich mehr Gehalt gegangen.
ereits vor den Verhandlungen äußerte sich ver.di-Verhandlungsführer Lo-

thar Schröder in der Presse: „Dem Unternehmen geht es prächtig. Die

Beschäftigten müssen an dieser Entwicklung endlich teilhaben.“

Die TPG hat sich in den vergangenen Jahren zu einer Erfolgssparte für den Konzern entwi-

ckelt. Dagegen hat sich bei den Beschäftigten mit Blick auf Produktivität und Preissteige-

rungsraten „ein massiver Nachholbedarf“ aufgebaut.

ver.di fordert für die 5.500 betroffenen Beschäftigten eine Gehaltserhöhung von 6,5 Pro-

zent. Angestrebt wird eine Laufzeit von zwölf Monaten.

Projekt Newcomer und IT-Projekt

Steife Brise und viel
Engagement in Hamburg

B
Jugend
ver.di fordert
Perspektiven statt
Erziehungslager
Die aktuelle Diskussion um Jugendge-
walt lenke von den wirklich drängen-
den Problemen der Jugendlichen ab,
nahm ver.di in der Presse Stellung zu
der Erziehungslager-Diskussion.
Das Problem der jungen Generation sei

ein Perspektivenproblem. Die Forderung

nach Erziehungscamps sei „aggressiv au-

toritär“ und die gesamte Debatte populis-

tisch und rückwärtsgewandt.

Anstatt über Erziehungslager zu diskutie-

ren, sollte die Wirtschaft in die Pflicht ge-

nommen werden. Noch immer würden

im aktuellen Ausbildungsjahr fast

300.000 betriebliche Ausbildungsplätze

fehlen. Gute Bildung, Berufs- und Ausbil-

dungschancen seien die beste Prävention

gegen Jugendkriminalität.

ver.di fordert eine finanzielle Abgabe von

Betrieben, die ausbilden könnten, es aber

nicht tun. So ließen sich die Kosten der Be-

rufsausbildung gleichmäßig verteilen.

D
Drei Monate standen ehrenamtliche ver.di-Kolle-

ginnen und Kollegen jeden Mittwoch auf dem

zentral gelegenen Wochenmarkt am Infostand.

Foto: Stach
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ohl kaum die Vor-
stände, aber zumindest
die Öffentlichkeitsarbei-
ter großer deutscher

Unternehmen haben die soziale Ver-
antwortung wieder entdeckt. Unter
dem Begriff „Corporate Social Respon-
sibility“ (CSR – soziale Verantwortung
der Unternehmen) werden vermeintli-
che Leistungen im Dienste des Gemein-
wohls öffentlichkeitswirksam verbrei-
tet – auch von der Telekom. Hinter den
Kulissen sieht es oft anders aus.

Bei der Deutschen Telekom fürchten die

Beschäftigten täglich neue Verschlechte-

rungen ihrer Arbeitsplätze durch Standort-

reduktionen, Verkäufe, Auslagerung und

Arbeitsplatzabbau.

Es ist ein Widerspruch, wenn die Telekom

es sich auf den oberen Plätzen der Hitlisten

der nachhaltigsten Unternehmen bequem

macht und gleichzeitig zu einem der unbe-

liebtesten Arbeitgeber in Deutschland ge-

worden ist. Ein Leitsatz der CSR-Forschung

lautet: Empörung verändert Märkte. Das

gilt sowohl für Kunden als auch für Ar-

beitsmärkte. Natürlich kann ein Beispiel

nicht verallgemeinert werden. Aber es ist

schon alarmierend, wenn man aus dem

Bekanntenkreis von ehemaligen Kunden

der Telekom hört: „Ich bin bis jetzt bei der

Telekom geblieben, weil das Unternehmen

für einen anständigen Umgang mit den

Beschäftigten stand. Jetzt habe ich ge-

wechselt.“

An dem Beispiel wird deutlich, dass die

Menschen durchschauen, wenn Sein und

Schein auseinanderklaffen.

Der Telekom müsste daran gelegen sein,

Vertrauen bei Beschäftigten und bei Kun-

den zurückzugewinnen. Das geht nicht mit

Worten und Hochglanzbroschüren sondern

nur mit entsprechenden Taten.

Die Tarifbewegung 2008 in der TK- und IT-

Branche beginnt bei der Telekom. Das Un-

ternehmen sollte unter Beweis stellen, dass

es bereit ist, die eigenen Beschäftigten an

guten Finanzergebnissen zu beteiligen und

ihnen mehr Sicherheit zu bieten. Es muss

das Einkommen der Beschäftigten deutlich

erhöht werden, weil die Inflationsrate, die

Dividenden wie auch die Beschäftigtenpro-

duktivität steigen, wie lange nicht.

Wenn die Vorstände der Telekom und an-

derer Unternehmen der TK/IT-Branchen

nicht bereit sind, die Beschäftigten fair zu

behandeln und ihnen einen gerechten An-

teil an der Wirtschaftsentwicklung zuzuge-

stehen, dann stehen wir vor einem Kon-

fliktjahr – mit mehr Widerstand, mehr

Protest und erneut mit Arbeitskämpfen.

Lothar Holzwarth

CSR: Soziale Verantwortung

Empörung verändert Märkte

W

Ein typisches Beispiel: Immer mehr Verbraucher

haben genug von Massentierhaltung, Ausbeu-

tung der Erde, Umweltverschmutzung und Le-

bensmittelskandalen. Sie verlangen nach biologischen Lebensmit-

teln. Der Marktanteil an Bioprodukten wächst bereits heute im

zweistelligen Bereich.

Ein anderes Beispiel: Die Nachrichten über die täglichen Auswir-

kungen des Klimawandels und die bevorstehende Klimakatastro-

phe rütteln wach. Immer mehr Verbraucher verlangen nach grüner

Energie. Windrad, Solarenergie und andere regenerative Alternati-

ven boomen.

Was für Nahrung, Konsum und Energie gilt, das muss auch in der

Telekommunikationsbranche funktionieren. Eine Vision: Im Jahr

2010 gibt es in Deutschland eine universelle Versorgung der Bevöl-

kerung mit guten Telekommunikationsdiensten und sozialverträgli-

chen Arbeitsbedingungen. Die Menschen haben erkannt, dass nur

sichere und gut bezahlte Arbeitsplätze nachhaltig sind. Sie haben

die Unternehmen in die Verantwortung genommen, die Zukunft

der Beschäftigten zu sichern und damit wirtschaftliche Stabilität

und eine soziale Gesellschaft zu schaffen.

Auch andere Branchen ziehen nach. Niemand verdient mehr unter

7,50 Euro. Wer arbeitet, kann von seinem Einkommen leben. Der

Boom der Wirtschaft senkt die Arbeitslosigkeit nachhaltig. Es ent-

stehen immer mehr Arbeitsplätze mit guten Einkommen. Niedrig-

löhne sowie Ein-Euro-Jobs, die mit Arbeitslosengeld II aufgestockt

werden müssen, gehören der Vergangenheit an. Hungerlohn-

Arbeitgeber, die durch die Sozialkassen subventioniert werden,

ebenso. Marion Lühring

Wir wollen gesund leben
und gut arbeiten
Die Macht der Kunden kann die Welt verändern. Beispiele gibt es genug in der
Gegenwart; weitere werden in Zukunft folgen. Die Welt von morgen ist so, wie
wir sie heute schaffen.
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Fortsetzung von Seite 1:

… Die Europäische Kommission definiert Corporate Social Respon-

sibility (CSR) in ihrem Grünbuch als „Konzept, das den Unterneh-

men als Grundlage dient, auf freiwilliger Basis soziale Belange und

Umweltbelange in ihre Unternehmenstätigkeit und in die Wechsel-

beziehungen mit den Stakeholdern zu integrieren.“ Die Europäi-

sche Union nennt hierfür als zentrale Punkte: Wechselbeziehungen

mit den Stakeholdern, Freiwilligkeit und soziale Belange und Um-

weltbelange.

Zu den Stakeholdern gehören alle diejenigen, die ein Interesse an

den Aktivitäten eines Unternehmens haben. Dazu gehören neben

Eigen- und Fremdkapitalgebern deshalb auch Arbeitnehmer, Ge-

werkschaften, Kunden und Lieferanten, aber auch Verbraucher und

die Öffentlichkeit. Bedient ein Unternehmen nur Aktionärsinteres-

sen, verfolgt folglich rein wirtschaftliche Zwecke und betrachtet Mit-

arbeiter lediglich als Kostenfaktor, dann kann hier mitnichten von

Nachhaltigkeit und einem sozialen Vorgehen gesprochen werden.

Da Unternehmen in erster Linie ein wirtschaftliches Ziel verfolgen,

ist davon auszugehen, dass sie

trotz neu entdeckter Business-

Moral in den meisten Fällen CSR

nicht freiwillig betreiben, sondern

lediglich als Marketinginstrument

einsetzen. Anders ausgedrückt:

Das soziale Engagement ist nur

so groß, wie es dem Ansehen des

Unternehmens nützt – natürlich

im Vergleich zum Ansehen der

Konkurrenz. Darüber hinaus wird

nichts verschenkt, und schon gar

nicht freiwillig.

Es stellt sich die generelle Frage,

ob einheitliche Standards oder

gesetzliche Rahmenbedingungen

zur Förderung von CSR verbind-

lich eingeführt werden sollten,

beispielsweise mehr Transparenz

über das Sozial- und Umweltver-

halten von Unternehmen. Unter-

nehmensverbände sind strikt da-

gegen und berufen sich auf den

Freiwilligkeitscharakter. Umwelt-

und soziale nichtstaatliche Orga-

nisationen halten dagegen ge-

wisse Standards und Transparenz

für wichtig, damit Konsumenten in der Lage sind fortschrittliche,

soziale Unternehmen zu erkennen.

Zu den bisherigen freiwilligen Initiativen gehören der Global Com-

pact der Vereinten Nationen (eine freiwillige Verpflichtungserklä-

rung von Unternehmen, zehn grundlegende Prinzipien zu den

Themen Menschenrechte, Arbeitsbedingungen, Umweltschutz

und Korruption einzuhalten), die Leitsätze für multinationale Un-

ternehmen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit

und Entwicklung (OECD) und die Regelungen der Internationalen

Arbeitsorganisation (ILO), mit den Kernarbeitsnormen, in denen

die vier Grundprinzipien in mehreren Übereinkommen ausgestaltet

sind (Vereinigungsfreiheit und Recht auf Kollektivverhandlungen,

Beseitigung von Zwangsarbeit, Abschaffung von Kinderarbeit,

Verbot der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf etc.). Wei-

tere Reportings, Sozial- und Umweltgütesiegel schließen den Kreis

und sollen Anreize für Unternehmen schaffen, ihre Geschäftstätig-

keit nach nachhaltigen Gesichtspunkten auszurichten.

Freiwillige Verantwortung der Telekom

ver.di fordert:
Beschäftigte nicht vergessen!
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CSR Germany und die Telekom:
Unter der Überschrift „Unternehmen tragen gesellschaftliche

Verantwortung“, stellen die Bundesvereinigung der Deutschen

Arbeitgeberverbände (BDA) und der Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI) der Öffentlichkeit auf der Internetplattform

http://www.csrgermany.de das gesellschaftliche Engagement der

Unternehmen im CSR vor. Hier findet sich auch die Telekom wie-

der – mit vollmundigen Versprechungen wie „Die Deutsche Tele-

kom AG ist dem Grundgedanken der Nachhaltigkeit verpflichtet

und arbeitet konsequent daran, die Balance

zwischen wirtschaftlichem Wachstum, hohen

Umweltstandards und sozialer Verantwor-

tung zu verbessern.“ Weiter heißt es, das

Unternehmen fühle sich dem Gemeinwesen

verpflichtet. CSR spiegele sich in zahlreichen

Aktivitäten wider, z.B. in der Einhaltung der

Sozialcharta. Mit ihr werde die Einhaltung

der international anerkannten sozialen Min-

deststandards entlang der gesamten Wert-

schöpfungskette festgeschrieben. Neben den

Werten des Global Compact liegen der

Charta Normen, Richtlinien und Standards

der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)

und der OECD zu Grunde.

Doch Papier ist geduldig, offensichtlich auch

das Internet. Auf der Homepage der Telekom

steht unter Nachhaltigkeit unter anderem das

Stichwort Personalstrategie, und da schim-

mert schon ein bisschen durch, was die Be-

schäftigten in den letzten Jahren zu spüren

bekommen haben, wenn auch ökologisch

verklärt. So heißt es, die Deutsche Telekom

befände sich mit der gesamten ICT-Branche in

einer Konsolidierungsphase, deren starke

externe Einflüsse und Ansprüche die Schwer-

punkte der Personalstrategie und-arbeit

Offener Brief
Solidarität mit Nokia-Beschäftigten gefordert
Die Betriebsräte im Konzern Telekom zeigen sich solida-
risch mit den Beschäftigten der Nokia und haben in ei-
nem offenen Brief an den Vorstandsvorsitzenden der Te-
lekom, René Obermann, das Management aufgefordert,
sich für den Erhalt des Werkes Nokia am Standort in Bo-
chum einzusetzen.
Das Management von Nokia führe der gesamten deutschen

Öffentlichkeit vor, wie man von Kapitalmarktinteressen getrie-

ben den Ruf eines Unternehmens mitsamt seiner Beschäftigten

beschädigen oder sogar ruinieren kann. Für den Fall, dass das

Nokia-Management an seinen Plänen zur Werksschließung un-

verändert festhalte, sei die Telekom aufgefordert, die Ge-

schäftsbeziehungen mit Nokia unverzüglich zu beenden. Damit

setze sie ein Zeichen gegen unverantwortliches Handeln und

für soziale Verantwortung gegenüber den Beschäftigten und

ihren Familien.

Vollständiger Brief und Liste der Unterzeichner bei
http://www.verdi-tk-it.de
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bestimmen. Zusammengefasst: Der Markt ist schuld. Weiter heißt

es dort, man wolle Veränderungen der Personalstruktur aktiv

gestalten. Dabei gehe es um die gezielte Personalentwicklung

sowie um die Neueinstellung junger Fachkräfte, die zur Verbesse-

rung der Service- und Beratungsleistungen beitragen.

Die Telekom will beides: Serviceorientierung und Personalabbau.

Das passt nicht zusammen. Entlarvend heißt es dazu weiter, es

gelte die im Kerngeschäft notwendigen Personalanpassungen vor-

zunehmen und den Aufbau der Wachstumsbereiche zu unterstüt-

zen. Wobei Personalanpassungen (gemeint sind Reduzierungen),

die im Wesentlichen die Festnetzsparte betreffen, weitestgehend

auf freiwilliger Basis und sozialverträglich vorgenommen werden

sollen. Die Telekom rühmt sich, mit den Sozialpartnern vereinbart

zu haben, bis Ende 2008 auf betriebsbedingte Kündigungen zu

verzichten. Real sind diese scheinbar freiwilligen sozialen Leistun-

gen aber nur unter großem Druck von ver.di zustande gekommen

und das auch nur, um noch Schlimmeres abzuwenden. Auch zu

den Vergütungsstrukturen äußert sich das Unternehmen im Netz,

man wolle markttypische Vergütungsstrukturen implementieren.

Was das bedeutet, kann jeder erahnen, diese Spirale geht jeden-

falls nicht nach oben.

Globales Abkommen und Sozialkodex
ver.di und der internationale Gewerkschaftszusammenschluss UNI

lassen sich von dem Saubermann-Image der Telekom als angeblich

soziales Unternehmen nicht blenden und fordern ganz konkrete

Vereinbarungen, wie beispielsweise das derzeit in Verhandlungen

befindliche „Globale Abkommen“ (siehe Kasten), damit die Be-

schäftigten bei der Stakeholder-Politik des Unternehmens nicht in

Vergessenheit geraten. Die Telekom darf nicht länger Aktionärsin-

teressen auf Kosten der Beschäftigen bedienen; jüngstes Beispiel

die angekündigte Dividendenerhöhung. Dies ist ein Affront gegen

die Arbeitnehmer in einer Zeit, wo 50.000 Beschäftigte in die neue

Einheit T-Service ausgelagert werden, in der sie und Neueinge-

stellte weniger verdienen und mehr arbeiten sollen.

ver.di hat einen Sozialkodex (siehe Kasten) erstellt und die größten

Investoren der Telekom aufgefordert, Druck auf das Unternehmen

auszuüben, sich diesem Sozialkodex zu verpflichten. Wenn das ge-

länge und vom magentafarbenen Unternehmen auch real einge-

halten würde, dann könnte sich die Telekom sozial nennen. Das

wäre ein echter Beweis, wie ernst es dem Unternehmen mit seiner

Verpflichtung zum Gemeinwohl und sozialen Frieden ist.

Marion Lühring

Kurz gefasst:

Der Sozialkodex
Telekom

Eigentum verpflichtet. Das gilt auch

für die Telekom. In diesem Sinne

dient der Sozialkodex Telekom der

betrieblichen Ausgestaltung der be-

reits durch das Grundgesetz vorge-

gebenen Sozialverpflichtung des

Eigentums.

Der ver.di-Fachbereich TK/IT fordert

die Anteilseigner der Deutschen

Telekom auf, den Sozialkodex als

Vorgabe für das Management zur

Unternehmenssteuerung zu

machen.

Der Sozialkodex verpflichtet die

Telekom, sich ihrer sozialen Verant-

wortung für die Beschäftigten zu

stellen und sich an sozialen Grund-

anforderungen auszurichten: Dazu

gehört u.a. ein Mindestlohn von

7,50 Euro, der auch für weiter ver-

gebene Leistungen gelten muss.

Dazu gehören Beschäftigungskon-

ditionen, die der Tarifbindung der

DGB-Gewerkschaften entsprechen.

Dazu gehört der Ausschluss von

betriebsbedingten Entlassungen,

Schutz bei Betriebsübergängen vor

schlechteren Konditionen, Ausbau

von Qualifikation und Weiterbe-

schäftigung, Erhalt der Ausbildungs-

quoten, Stopp der Arbeitsplatzver-

nichtung sowie Verbot von Tarif-

dumping.

Die Telekom muss sich ihrer regiona-

len Strukturverpflichtung stellen und

Arbeit und Ausbildung bei den Men-

schen in der Fläche halten. Sie soll

die Arbeitsbedingungen am DGB-

Index „Gute Arbeit“ messen.

Anteilseigner sollen die Rolle der Ar-

beitnehmerInnen bei der wirtschaft-

lichen Mitbestimmung im Konzern

respektieren und nicht gegen ihre

Interessen entscheiden.

Der Kodex kann im Internet nach-

gelesen werden unter:

http://tk-it.verdi.de

Aktuell in Verhandlung:

Globales
Abkommen

Ein globales Abkommen ist eine Ver-

einbarung zwischen einem globalen

(multinationalen) Unternehmen und

UNI Global Union, das im Namen

von Gewerkschaften unterzeichnet

wird, die die Beschäftigten dieses

Unternehmens in allen Teilen der

Welt vertreten. Über den Inhalt ent-

scheiden die globale Gewerkschaft

und das betreffende Unternehmen,

beispielsweise über das Einhalten in-

ternationaler Standards oder Um-

weltnormen, den Verzicht auf Kin-

derarbeit und das Respektieren

angemessener Arbeitsbedingungen.

ver.di und UNI (die weltweite Ge-

werkschaftsorganisation im Tele-

kommunikationssektor) sind mit

dem Telekom-Konzern seit 2005 in

Verhandlungen über ein „Globales

Abkommen“ zur Sicherung sozialer

Mindeststandards sowie Arbeitneh-

mer- und Gewerkschaftsrechten im

Konzern.

Fortsetzung von Seite 5:
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ie CWA und ver.di wer-

den sich künftig gemein-

sam in den USA um die

Interessen der Beschäftig-

ten von T-Mobile US kümmern. Der ver.di-

Gewerkschaftsrat hat die Kooperation

zwischen ver.di und der CWA einstimmig

beschlossen.

Zwischen den Möglichkeiten und Rechten

der Gewerkschaften in den USA und

Deutschland gibt es grundsätzliche Unter-

schiede: So muss eine Gewerkschaft in den

USA, um in einem Unternehmen Beschäf-

tigteninteressen vertreten zu können, for-

mal anerkannt sein. Natürlich ginge das

auch, wenn ein Unternehmen freiwillig

hierzu bereit wäre. Dazu gibt es aber nicht

die geringste Bereitschaft bei T-Mobile US.

Im Gegenteil, es wird vieles unternommen,

um gewerkschaftliches Engagement im Un-

ternehmen zu verhindern.

Das ist keine Ausnahme: Auch in anderen

Ländern – in denen der Telekomkonzern

Töchter oder Beteiligungsgesellschaften hat

– werden Gewerkschaften häufig mit allen

Mitteln bekämpft. Und auch der Versuch,

ein „Globales Abkommen“ zu schaffen, in

dem die Telekom sich verpflichtet, Gewerk-

schaftsrechte in allen Ländern zu akzeptie-

ren, ist noch zu keinem Ergebnis gekom-

men und droht sogar nach fast zwei Jahren

Verhandlungen, zu scheitern.

Amerikanische Gewerkschaften sind durch

nationale Gesetze besonders reglementiert,

sie können nicht einfach in Betriebe gehen,

für die Gewerkschaft werben und gegen-

über den Unternehmen die Interessen der

Beschäftigten oder der Mitglieder vertre-

ten. Viele Unternehmen, auch die Telekom-

tochter T-Mobile US, versuchen alles, um

Gewerkschaften aus dem Unternehmen

herauszuhalten und eine Anerkennung zu

behindern. Ein Anerkennungsverfahren ist

sehr aufwendig. In den USA müssen mehr

als 50 Prozent der Beschäftigten zustim-

men, dass eine Gewerkschaft formal aner-

kannt wird.

Die Unternehmen engagieren zum Teil für

viel Geld „Union-Busters“ und beauftrag-

ten Anti-Gewerkschaftskampagnen, um

die formale Anerkennung zu verhindern.

Gewerkschafter, die für eine Anerkennung

warben, wurden mit Hilfe der Polizei von

Grundstücken vertrieben, es gab Hausver-

bote, Mitarbeiter und Gewerkschafter wur-

den massiv bedroht. Vor solch einem Hin-

tergrund haben viele Beschäftigte Angst,

sich in Gewerkschaften zu organisieren.

Mit der Begründung, ohne formale Aner-

kennung gebe es keine Gespräche und

schon gar keine Verhandlungen mit der

CWA, verweigert die T-Mobile US jede

Zusammenarbeit.

Es gab auch verschiedene Versuche von

ver.di, das deutsche Konzernmanagement

dazu zu bewegen, eine Gesprächsebene zu

ermöglichen. Gespräche hierzu, mit dem

Vorstandsvorsitzenden und dem Konzern-

arbeitsdirektor, führten bisher allerdings zu

keinem Erfolg. Mit dem Hinweis auf das

nationale Recht, also formale Anerken-

nung, wurden alle Vermittlungsversuche

„abgebügelt“.

Den bisher „gewerkschaftsfreien Raum“

T-Mobile US wollen ver.di und die CWA

nun gemeinsam beseitigen: Das Projekt

TWU soll für Akzeptanz bei den Beschäftig-

ten werben, Angstbarrieren senken,

Mitglieder gewinnen, Austausch voranbrin-

gen, Interessensvertretung vorbereiten und

damit den Weg für eine formale Anerken-

nung ebnen.

Im Februar/März 2008, soll in den USA die

Kooperationsvereinbarung von der CWA

und ver.di unterschrieben werden. Danach

kann unmittelbar die Arbeit aufgenommen

werden. Hauptamtliche und ehrenamtliche

Gewerkschafter der CWA und ver.di werden

gemeinsam in den USA die Arbeit starten.

Derzeit finden die vorbereitenden Arbeiten

statt. Regelmäßige Telefonkonferenzen

werden durchgeführt, um die Projektarbeit

voranzutreiben. Eine Internetplattform mit

Sprachübersetzung unterstützt den deutsch-

englischen Austausch.

Beschäftigte der Telekom Deutschland, die

Mitglied in ver.di sind und in den USA ar-

beiten, sollen künftig dort Hilfe und Unter-

stützung der CWA (TWU) erhalten, ge-

nauso wie CWA-Mitglieder bei einem

Einsatz in einem deutschen Telekombetrieb

die Hilfe und Unterstützung von ver.di be-

kommen soll.

Ein solches Projekt kann später auch in an-

deren Ländern, wo es ebenfalls Probleme

mit der Durchsetzung von Gewerkschafts-

rechten gibt, angegangen werden.

Global aufgestellte Konzerne müssen mit

international abgestimmter Gewerkschafts-

arbeit „begleitet“ werden. Das Projekt ist

hierzu ein weiterer Schritt auf neuem Weg.

Ado Wilhelm

Projekt T-Workers Union

ver.di und CWA arbeiten
international zusammen
ver.di und die Communication Workers of America (CWA) arbeiten im gemein-
samen Projekt „T-Workes Union“ (TWU) zusammen. Die CWA hat zirka 700.000
Mitglieder, rund 272.000 davon im TK- Bereich und nur wenige bei T-Mobile US.
Das soll anders werden.
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Beamte hatten dienstfrei

DTAG-Ignoranz
Grenzen gesetzt
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat in einem Schreiben
vom 18. Dezember 2007 an die Deutsche Telekom AG den 24. und 31.
Dezember 2007 für zugewiesene Beamtinnen und Beamte der Deut-
schen Telekom Kundenservice GmbH grundsätzlich als dienstfrei er-
klärt. Dieser Klarstellung hätte es nicht bedurft, wenn die DTAG der
Rechtsauffassung von ver.di gefolgt wäre.

Besoldungsrunde Bund

Auch die Beamten
sind jetzt dran
Wann steigen endlich die Besoldung
und Versorgung beim Bund und damit
auch für die Beamtinnen und Beamten
der Deutschen Telekom AG? Diese
Frage stellen die betroffenen Beam-
ten und Pensionäre immer häufiger.
Sie sind mit ihren Forderungen nicht
allein.

Unter dem Motto „Jetzt sind wir dran!“ fand am 17.

Dezember 2007 der Auftakt der Besoldungsrunde Bund

2008 am Berliner Ostbahnhof statt. Mehr als 1.000 be-

amtete Beschäftigte und VersorgungsempfängerInnen

des Bundes – unter ihnen viele Telekomer – kamen zu

der Auftaktveranstaltung. Sie brachten in einer lebhaften

Veranstaltung ihren Unmut zum Ausdruck, zumal die

letzte lineare Besoldungserhöhung mehr als drei Jahre

zurückliegt.

Zwar gelang es ver.di, Einmalzahlungen für die Jahre

2005 bis 2007 in Höhe von je 300 Euro für die Aktiven

zu erzielen. Zusätzlich wurden weitere Festbeträge im

Jahr 2006 erreicht (635 € für Besoldungsgruppen bis

A8, 685 € bis A12, 735 € ab A13). Diese Beträge sind

jedoch nicht tabellenwirksam.

Die Inflationsrate und Kürzung der Sonderzahlung ha-

ben außerdem zu einem Minus im Geldbeutel geführt.

Außen vor blieben die Pensionäre. Trotz massiver Pro-

teste von ver.di erhielten sie keine Einmalzahlungen.

ver.di hat deshalb für die Beamtinnen und Beamten in

der ersten Tarif- und Besoldungsrunde am 10./11. Januar

2008 in Potsdam 8 Prozent mehr – sowie die Übertra-

gung des Tarifergebnisses auf die Beamten und Pensio-

näre des Bundes – gefordert. Dieter Rieke

Auftakt Besoldungsrunde Bund: ver.di fordert 8 Prozent mehr.

Info-Broschüre

Als Telekom-Beamter
beurlauben lassen?
Derzeit werden zahlreiche Beamtinnen und Beamte
der Telekom mit dem Angebot gelockt, mehr bezahlt
zu bekommen, wenn sie einer Beurlaubung zustim-
men. Sind sie nicht willens, sich auf eine Beurlau-
bung einzulassen, wird in einigen Fällen eine bun-
desweite Versetzung angedroht.

Beamte sollten vor einer Entschei-

dung folgende Aspekte beachten:

Eine dienstliche Beurlaubung kann

nicht erzwungen werden. Lehnt die

Beamtin/der Beamte ab, dann muss

eine Beschäftigung im Beamtenver-

hältnis erfolgen. Ein bundesweiter

Einsatz wäre zwar möglich, ist aber

nicht ohne Weiteres realisierbar. Ei-

nerseits fehlen an anderen Orten ge-

nauso Arbeitsplätze, andererseits

werden die Menschen noch vor Ort

oder im Betrieb gebraucht. Des Wei-

teren gilt auch für Beamte Rationali-

sierungsschutz.

Bei einer Beurlaubung „ruht“ das

Beamtenverhältnis für die Dauer des

abgeschlossenen Arbeitsvertrages.

Worauf es inhaltlich bei diesem Ar-

beitsvertrag ankommt, darüber in-

formiert die ver.di-Broschüre „Was

tun?“. Diese ist beim ver.di-Betriebs-

rat oder der ver.di-Betriebsgruppe

vor Ort erhältlich.

Vor einer Entscheidung mit solch

enormer Tragweite sollte sich jeder

gut informieren und prüfen, wie die

Bezahlung während der Beurlau-

bung ist und ob dies den tarifver-

traglichen Regelungen entspricht.

Es ist ratsam, die Höhe der Bezah-

lung, den künftigen Arbeitsplatz

und den Arbeitsort nach Beendi-

gung der Beurlaubung vertraglich

abzusichern.

Klaus Weber

Das Schreiben des BMF ist eine klare

Absage an die DTAG, nach Gutdün-

ken Bundesbeamtenrecht sowie die

Rechtsprechung willkürlich auszule-

gen. Die Kosten für die Einigungs-

stellenverfahren hätten vermieden

werden können. Nur in klar definier-

ten Ausnahmefällen und nach Zu-

stimmung des Betriebsrates kann

auch am 24. und 31. Dezember

Arbeitszeit abgefordert werden.

Überall dort, wo diese Ausnahmefälle

nicht vorliegen und die Beamtinnen

und Beamten Urlaub oder Gleitzeit in

Anspruch genommen haben, müssen

diese Tage oder Zeiten dem Urlaubs-

oder Arbeitszeitkonto wieder gutge-

schrieben werden. Dieter Rieke


